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«WirThurgauer sind ebenwider-
spenstig», sagt Urs Schrepfer
und lacht. Der Satz fällt zum
Schluss eines langen Gesprächs,
doch eigentlich findet der Schul-
leiter und SVP-Kantonsparla-
mentarier die Diskussion gar
nicht lustig. Im Gegenteil: Wie
viele seiner Grossratskollegen
fühlt er sich missverstanden.

Schrepfer gehörte 2015 zu den
treibenden Kräften hinter einer
Änderung des Thurgauer Volks-
schulgesetzes. Damals beschloss
das Parlament, dass Eltern den
Deutschunterricht mitfinanzie-
ren müssen, wenn ihre in der
Schweiz geborenen Kinder beim
Kindergarteneintritt die Landes-
sprache noch nicht sprechen.

Der Entscheid sorgte fürWir-
bel imOstschweizerKanton:Vier
Privatpersonen reichten Klage
ein – und das Bundesgericht gab
ihnen 2017 mit Verweis auf Arti-
kel 19 der Bundesverfassung
recht. Demnachmuss derVolks-
schulunterricht unentgeltlich
sein. Das Leiturteil hatte weit-
reichende Folgen: Bis dahin hat-
ten Schulgemeinden in der gan-
zen Schweiz Elternbeiträge für
Klassenlager oder Exkursionen
verlangt. Diese Praxiswurde per
sofort untersagt. Höchstens
16 Franken proTag – den Betrag,
den die Eltern wegen der Aus-
wärtsverpflegung ihrer Kinder
sparen – dürfen solche Program-
me seither noch kosten.

Im Thurgau spricht man par-
teiübergreifend von einem «Kol-
lateralschaden». Plötzlich sah die
ganze Schweiz die Schullager ge-
fährdet – ein unbeabsichtigtes
neues Problem. Nur die Kosten
der sprachlichen Integration, das
eigentlicheAnliegen breiter poli-
tischer Kreise im Kanton, waren
kein Thema mehr.

Zahlreiche Kinder betroffen
Das soll sich jetzt ändern. Und
wie vor fünf Jahren, als die Thur-
gauer mit ihrem – mittlerweile
revidierten – Entscheid zur Ab-
schaffung des Frühfranzösisch
einen Sprachenstreit auslösten,
soll die Frage nun auf nationaler
Ebene geklärt werden. Das Kan-
tonsparlament hat im Januarmit
grosser Mehrheit eine Motion
verabschiedet, die den Regie-
rungsratmit einer Standesinitia-
tive beauftragt. Das Ziel: Die
Bundesverfassung soll relativiert
werden. Eltern, die sich vor
Schuleintritt zuwenig umdie In-
tegration ihrerKinder kümmern,
sollen für denDeutschunterricht
oder fürDolmetscher bei Eltern-
gesprächen bezahlen müssen.

Zahlen aus derKantonshaupt-
stadt Frauenfeld zeigen,wie ver-
breitet die Sprachprobleme der
Kinder sind. Dort mussten im
Jahr 2014 von den 480 Kinder-
gärtlern 166 (35 Prozent) zum
Deutschunterricht. Davon hatten
70 Kinder (42 Prozent) einen
Schweizer Pass, wie Schulpräsi-
dent und SVP-Kantonsrat And-
reas Wirth sagt. In Urs Schrep-
fers 7800-Einwohner-Gemeinde
Sirnachwaren es 2015 gar 75 Pro-
zent der Deutschschüler, die in
der Schweiz geborenwaren oder
deren Eltern schon länger als
zehn Jahre hier lebten. «Von sol-

chen Familien darf man erwar-
ten, dass ihre Kinder Deutsch
sprechen», sagt Schrepfer.

DieDrohung, fürdenDeutsch-
unterricht im Kindergarten be-
zahlen zu müssen, würde Wir-
kung zeigen, ist er überzeugt. In
Sirnach hätten doppelt so viele
Kinder die vorschulische Sprach-
spielgruppe besucht, als er den
Eltern eine Kostenbeteiligung im
Kindergarten androhte. Ihmgehe
esweder umdie Kosten von jähr-
lich 180000 Franken für den
Deutschunterricht noch um eine
generelleAbstrafung derAuslän-
der, betont Schrepfer. «Flücht-
linge und erst kürzlich Zugewan-
derte wären ausgenommen.»
Vielmehr wolle er vermeidbare
Sprachdefizite der Kinder behe-
ben, die sich häufig auf die gan-
ze Schulkarriere auswirkten.

Auch die beiden Motionäre
HanspeterHeeb (GLP) und Kilian
Imhof (CVP) betonen den «psy-
chologischen Effekt». «DieMass-
nahme ist ein Hebel, um die In-

tegration zu fördern», sagt
Schulleiter Imhof.Und Schulprä-
sident Heeb spricht von einem
«Fehlanreiz, dass die Schule gra-
tis Sprachförderung anbietet, die
zuvor hätte stattfindenmüssen».
Die Forderung ist denn auch par-
teipolitisch breit gestützt.Nur in
den Reihen von SP, Grünen und
FDPgab es teilweiseWiderstand.

Skeptisch ist auch Lehrerver-
bandspräsident Beat W. Zemp.
Mangelnde Sprachkenntnisse
seien zwar verbreitet, und es sei
ein folgenreichesVersäumnis, die
Unterrichtssprache vor dem
Schuleintritt nicht zu lernen.
Aber: «Die Standesinitiative ver-
stösst gleich zweifach gegen die
Verfassung: Schule muss unent-
geltlich sein. Und niemand darf
wegen seiner Sprache diskrimi-
niertwerden.» Das Recht auf Bil-
dung müsse für alle Kinder un-
teilbarbleiben –unabhängigvom
sozioökonomischen Status der
Eltern. Zudem hält Zemp einen
solchen Passus in derVerfassung

für willkürlich. «Wir regeln ja
dort auch nicht,mitwelchenmo-
torischen Kompetenzen ein Kind
in die Schule kommen soll.»

Basel-Stadt als Vorbild
ÜberDeutschdefizite klagen auch
Schulgemeinden andererRegio-
nen. Auf Kantonsebene gebe es
jedoch keine aggregiertenDaten,
wie häufig Kinder aus schon lan-
ge in der Schweiz lebenden Fa-
milien betroffen sind, heisst es
bei der Erziehungsdirektoren-
konferenz. Zudem kennen die
Kantone unterschiedliche Rege-
lungen für solche Fälle.

Als Pionierkanton gilt Basel-
Stadt: Dort besteht seit 2013 ein
selektives Obligatorium für
«DeutschvordemKindergarten».
Die Eltern erhalten ein Jahr vor
der Kindergartenanmeldung
einen Fragebogen, der den För-
derbedarf eruiert. Ist der Besuch
einer vorschulischen Sprach-
spielgruppe erforderlich, sind die
Eltern gesetzlich verpflichtet, ihr

Kind an zwei Halbtagen proWo-
che dorthin zu schicken.DerKan-
ton übernimmt die Kosten. Se-
hen die Eltern davon ab, drohen
Bussen bis 1000 Franken.

Eine gesetzlicheVerpflichtung
zum vorschulischen Sprach-
unterricht kennt auch Luzern seit
drei Jahren, wie Charles Vincent
von der Dienststelle Volksschul-
bildung sagt. Zürich hingegen
will kein selektivesObligatorium.
Das hat die Bildungskommission
des Kantonsrats Ende Januar
entschieden:Weil viel mehrKin-
der betroffenwären als in Basel-
Stadt,wären die Kosten zu hoch.
Auch fürBern,wo derKanton die
frühe Sprachförderung finanziell
unterstützt, ist das gemäss Er-
ziehungsdirektion keine Option.
ImThurgau hingegen prüfen die
führenden Bildungspolitiker dies
nun parallel zur angestrebten
Verfassungsänderung. «Ichwer-
de diese wirksame Massnahme
politisch sicherweiterverfolgen»,
sagt AndreasWirth.

Sprechen Kindergärtler schlecht
Deutsch, sollen die Eltern zahlen
Sprachförderung Der Thurgau provoziert wieder einen nationalen Bildungsstreit.

Je nach Kanton sieht die Lösung anders aus, wie fremdsprachige Kinder im Vorschulalter Deutsch lernen können. Foto: Alamy Stock

Das Anliegen der Thurgauer
sorgt in Bundesbern für eine
Kontroverse. Anders als im Ost-
schweizer Kanton verlaufen die
Fronten entlang der Parteipoli-
tik. Bildungspolitiker der SVP
unterstützen eine finanzielle Be-
teiligung fremdsprachigerEltern
am Deutschunterricht der Kin-
dergartenkinder,wenn diese die
vorschulische Förderung ver-
passt haben. «Wenn Elternmut-
willig Integrationsleistungen
verweigern, kann ich mir das
vorstellen», sagt Nationalrat Fe-
lix Müri (LU). Auch Peter Keller
(NW) hält «gezielteAusnahmen»
von der Unentgeltlichkeit der

Schule in solchen Fällen für rich-
tig. Dezidiert dagegen stellt sich
die Linke. «Es ist absurd, Eltern
mit Drohungen zur Zusammen-
arbeit zu zwingen», sagt etwa
SP-Nationalrätin Martina Munz
(SH). Sie plädiert stattdessen für
ein Anreizsystem mit teilweise
kostenfreien Kita-Plätzen.

Auch in den Mitte-Parteien
überwiegt die Skepsis: DieVolks-
schule fördere die Chancen-
gleichheit nur, wenn sie für alle
unentgeltlich bleibe, sagt BDP-
Nationalrätin Rosmarie Qua-
dranti (ZH). «Populistische Straf-
aktionen gegenMigranteneltern
sind nicht zielführend.»

In der CVP hält man das Anlie-
gen für berechtigt, aber eineVer-
fassungsänderung für den fal-
schenWeg.NationalrätinAndrea
Gmür plädiert dafür, dass die
Kantone die verpflichtende
Sprachförderung in ihrenVolks-
schulgesetzen regeln – wie ihr
Kanton Luzern, der einen Passus
für den Besuch von Sprachspiel-
gruppen geschaffen hat.

An solchen kantonalenMass-
nahmen soll sich nun der Bund
finanziell beteiligen. Das fordert
der Basler LDP-Nationalrat
Christoph Eymann, der als da-
maliger Erziehungsdirektor das
selektive Obligatorium für die

vorschulische Deutschförderung
initiiert hatte. «Fehlende Sprach-
kenntnisse verfolgen jungeMen-
schen in der gesamten Laufbahn.
Deshalb müssen wir handeln»,
sagt er.

DerBundesrat unterstützt die
Motion.Doch just eineThurgaue-
rin bekämpft sie: SVP-National-
rätin Verena Herzog. «Es ist ver-
ständlich, dass Herr Eymann für
Basel auf das Giesskannenprin-
zip des Bundes hofft. Das ist aber
nicht sachdienlich», sagt sie. Eine
Verfassungsänderung hingegen
verhindere, dass die Angebote
der Frühförderung «bewusst
missachtet werden». (rbi)

Was man im Bundeshaus von der Forderung hält

DasVertrauen der Genfer Bevöl-
kerung in ihren Staatsrat Pierre
Maudet (FDP) ist beschädigt. Das
zeigt eine Studie,welche dieMe-
dienhäuserRTS, «LeTemps» und
Radio Lac in Auftrag gaben. Ein
Meinungsforschungsinstitut
stellteAnfang Februar 1032 Gen-
ferinnen und Genfern folgende
Fragen: «Muss Maudet zurück-
treten? Würden Sie ihn wieder-
wählen? Hat die Affäre um den
Staatsrat das Image der Genfer
Politik beschädigt?» DieAntwor-
ten sind klar: 62,4 Prozent der
Befragten sind «eher für»,
26,1 Prozent «eher gegen» einen
Rücktritt Maudets.

Selbst unter den Maudet-
Wählern ist das Bild eindeutig:
Von diesen sind 61,5 Prozent
«eher für» und 33,2 Prozent
«eher gegen» einen Rücktritt.
Maudet nichtmehrwählenwür-
den fast 60 Prozent der Genfer,
und fast 70 Prozent finden, er
habe das Bild der Genfer Politik
beschädigt. Die Fehlerquote liegt
bei 3,1 Prozent.

Die Umfrage wurde gestern
Abend just zu jenem Zeitpunkt
publik, in demPierreMaudetTV-
Talker Roger Schawinski im
Deutschschweizer Fernsehen
gegenübersass. Schawinski be-
fragte den Genfer zur Umfrage.
Maudet tat zunächst so, alswür-
de er die Umfrage nicht kennen,
obwohl er in einer Stellungnah-
me bereits deren wissenschaft-
liche Aussagekraft infrage ge-
stellt hatte. Schliesslich sagte er:
Sie sei «ein Zeichen», das er ent-
gegennehme.

Unpräzise bei Schawinski
Schawinski führte Maudet als
«Wunderkind» und «Überflie-
ger» ein, derwegen seiner Lügen
um seine Familienreise nachAbu
Dhabi abstürzte. Maudet beton-
te einmal mehr: Er habemit sei-
ner Reise versucht, für den Kan-
ton Genf die Beziehungen zu den
Vereinigten Arabischen Emira-
ten zuvertiefen. Schawinski kon-
terte: Das sei einWiderspruch zu
seiner anfänglichen Erklärung,
die Reise sei privat gewesen. Er
habe seine Familie schützenwol-
len, so Maudet.

Doch dessen Ausführungen
blieben unpräzise. Gemäss
einemEinvernahmeprotokoll der
Genfer Justiz waren Treffen mit
Vertretern der Emirate von lan-
ger Hand vorbereitet, auch das
Gesprächmit dem Kronprinzen.
Doch fürMaudet bleiben eswei-
ter «Zufallsbegegnungen».

Auch die Tatsache, dass die
Steuerverwaltung seine Steuer-
erklärungen durchleuchtet, ver-
suchte der Genfer kleinzureden.
Er liess sich seine Pflichtbeiträ-
ge als Staatsrat an die FDP von
privaten Gönnern bezahlen, zog
die Beiträge aber von seinem
steuerbaren Einkommen ab.Nun
müssten die Behörden klären, ob
es sich «um Einkommen oder
Spenden» handelte, so Maudet.

Sein Lügenkonstrukt erklärt
sich der 40-Jährige heute mit
demTeufelskreis, in dem er sich
befand. Er geht noch davon aus,
dass die Justiz dieAnschuldigun-
gen gegen ihn fallen lässt. Es
gehe für ihn nun darum,dasVer-
trauen wieder aufzubauen, aber
er wolle sich keine lebenslange
Rente sichern, so Maudet. Diese
bekommt er, wenn er bis Ende
Juni im Amt ist.

Philippe Reichen

Volk vertraut
Maudet nicht mehr
Affäre 62 Prozent der Genfer
würden ihren Staatsrat
nicht wiederwählen.
Das zeigt eine Umfrage.
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